
 

 

Auszug aus dem Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten 

(Geldwäschegesetz - GwG) 

 

 

§ 3 Wirtschaftlich Berechtigter 

 

1) Wirtschaftlich Berechtigter im Sinne dieses Gesetzes ist 

 

1. die natürliche Person, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle der Vertragspartner 

letztlich steht, oder 

2. die natürliche Person, auf deren Veranlassung eine Transaktion letztlich durchgeführt 

oder eine Geschäftsbeziehung letztlich begründet wird. 

 

Zu den wirtschaftlich Berechtigten zählen insbesondere die in den Absätzen 2 bis 4 

aufgeführten natürlichen Personen. 

 

(2) Bei juristischen Personen außer rechtsfähigen Stiftungen und bei sonstigen Gesellschaften, die 

nicht an einem organisierten Markt nach § 2 Absatz 5 des Wertpapierhandelsgesetzes notiert 

sind und keinen dem Gemeinschaftsrecht entsprechenden Transparenzanforderungen im 

Hinblick auf Stimmrechtsanteile oder gleichwertigen internationalen Standards unterliegen, 

zählt zu den wirtschaftlich Berechtigten jede natürliche Person, die unmittelbar oder mittelbar 

 

1. mehr als 25 Prozent der Kapitalanteile hält, 

2. mehr als 25 Prozent der Stimmrechte kontrolliert oder 

3. auf vergleichbare Weise Kontrolle ausübt. 

 

Mittelbare Kontrolle liegt insbesondere vor, wenn entsprechende Anteile von einer oder 

mehreren Vereinigungen nach § 20 Absatz 1 gehalten werden, die von einer natürlichen 

Person kontrolliert werden. Kontrolle liegt insbesondere vor, wenn die natürliche Person 

unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss auf die Vereinigung nach § 20 

Absatz 1 ausüben kann. Für das Bestehen eines beherrschenden Einflusses gilt § 290 Absatz 2 

bis 4 des Handelsgesetzbuchs entsprechend. Wenn auch nach Durchführung umfassender 

Prüfungen und, ohne dass Tatsachen nach § 43 Absatz 1 vorliegen, keine natürliche Person 

ermittelt worden ist oder wenn Zweifel daran bestehen, dass die ermittelte Person 

wirtschaftlich Berechtigter ist, gilt als wirtschaftlich Berechtigter der gesetzliche Vertreter, 

geschäftsführende Gesellschafter oder Partner des Vertragspartners. 

 

(3)  Bei rechtsfähigen Stiftungen und Rechtsgestaltungen, mit denen treuhänderisch Vermögen 

verwaltet oder verteilt oder die Verwaltung oder Verteilung durch Dritte beauftragt wird, oder 

bei diesen vergleichbaren Rechtsformen zählt zu den wirtschaftlich Berechtigten: 
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1. jede natürliche Person, die als Treugeber, Verwalter von Trusts (Trustee) oder Protektor, 

sofern vorhanden, handelt, 

2. jede natürliche Person, die Mitglied des Vorstands der Stiftung ist, 

3. jede natürliche Person, die als Begünstigte bestimmt worden ist, 

4. die Gruppe von natürlichen Personen, zu deren Gunsten das Vermögen verwaltet oder 

verteilt werden soll, sofern die natürliche Person, die Begünstigte des verwalteten 

Vermögens werden soll, noch nicht bestimmt ist, und 

5. jede natürliche Person, die auf sonstige Weise unmittelbar oder mittelbar 

beherrschenden Einfluss auf die Vermögensverwaltung oder Ertragsverteilung ausübt. 

 

(4)  Bei Handeln auf Veranlassung zählt zu den wirtschaftlich Berechtigten derjenige, auf dessen 

Veranlassung die Transaktion durchgeführt wird. Soweit der Vertragspartner als Treuhänder 

handelt, handelt er ebenfalls auf Veranlassung. 

 

 

 

Abschnitt 4 

 

Transparenzregister 

 

 

§ 18 Einrichtung des Transparenzregisters und registerführende Stelle 

 

(1)  Es wird ein Register zur Erfassung und Zugänglichmachung von Angaben über den 

wirtschaftlich Berechtigten (Transparenzregister) eingerichtet. 

 

(2)  Das Transparenzregister wird als hoheitliche Aufgabe des Bundes von der registerführenden 

Stelle elektronisch geführt. Daten, die im Transparenzregister gespeichert sind, werden als 

chronologische Datensammlung angelegt. 

 

(3)  Ist eine Mitteilung nach § 20 unklar oder bestehen Zweifel, welcher Vereinigung nach § 20 

Absatz 1 die in der Mitteilung enthaltenen Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten 

zuzuordnen sind, kann die registerführende Stelle von der in der Mitteilung genannten 

Vereinigung verlangen, dass diese die für eine Eintragung in das Transparenzregister 

erforderlichen Informationen innerhalb einer angemessenen Frist übermittelt. Dies gilt 

entsprechend für Mitteilungen von Rechtsgestaltungen nach § 21. 

 

(4)  Die registerführende Stelle erstellt auf Antrag Ausdrucke von Daten, die im 

Transparenzregister gespeichert sind, und Bestätigungen, dass im Transparenzregister keine 

aktuelle Eintragung aufgrund einer Mitteilung nach § 20 Absatz 1 oder § 21 vorliegt. Sie 

beglaubigt auf Antrag, dass die übermittelten Daten mit dem Inhalt des Transparenzregisters 
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übereinstimmen. Mit der Beglaubigung ist keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

der Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten verbunden. Ein Antrag auf Ausdruck von Daten, 

die lediglich über das Transparenzregister gemäß § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 8 

zugänglich gemacht werden, kann auch über das Transparenzregister an das Gericht vermittelt 

werden. Dies gilt entsprechend für die Vermittlung eines Antrags auf Ausdruck von Daten, die 

gemäß § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 zugänglich gemacht werden, an den Betreiber 

des Unternehmensregisters. 

 

(5)  Die registerführende Stelle erstellt ein Informationssicherheitskonzept für das 

Transparenzregister, aus dem sich die getroffenen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen zum Datenschutz ergeben. 

 

(6)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 

Zustimmung des Bundesrates bedarf, die technischen Einzelheiten zu Einrichtung und Führung 

des Transparenzregisters einschließlich der Speicherung historischer Datensätze sowie die 

Einhaltung von Löschungsfristen für die im Transparenzregister gespeicherten Daten zu regeln. 

 

 

§ 19 Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten 

 

(1)  Über das Transparenzregister sind im Hinblick auf Vereinigungen nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 

Rechtsgestaltungen nach § 21 folgende Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten nach 

Maßgabe des § 23 zugänglich: 

 

1. Vor- und Nachname, 

2. Geburtsdatum, 

3. Wohnort und 

4. Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses. 

 

(2)  Für die Bestimmung des wirtschaftlich Berechtigten von Vereinigungen im Sinne des § 20 

Absatz 1 Satz 1 mit Ausnahme der rechtsfähigen Stiftungen gilt § 3 Absatz 1 und 2 

entsprechend. Für die Bestimmung des wirtschaftlich Berechtigten von Rechtsgestaltungen 

nach § 21 und rechtsfähigen Stiftungen gilt § 3 Absatz 1 und 3 entsprechend. 

 

(3)  Die Angaben zu Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses nach Absatz 1 Nummer 4 

zeigen, woraus die Stellung als wirtschaftlich Berechtigter folgt, und zwar 

 

1. bei Vereinigungen nach § 20 Absatz 1 Satz 1 mit Ausnahme der rechtsfähigen Stiftungen 

aus 
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a) der Beteiligung an der Vereinigung selbst, insbesondere der Höhe der Kapitalanteile 

oder der Stimmrechte, 

b) der Ausübung von Kontrolle auf sonstige Weise, insbesondere aufgrund von 

Absprachen zwischen einem Dritten und einem Anteilseigner oder zwischen 

mehreren Anteilseignern untereinander, oder aufgrund der einem Dritten 

eingeräumten Befugnis zur Ernennung von gesetzlichen Vertretern oder anderen 

Organmitgliedern oder 

c) der Funktion des gesetzlichen Vertreters, geschäftsführenden Gesellschafters oder 

Partners, 

 

2. bei Rechtsgestaltungen nach § 21 und rechtsfähigen Stiftungen aus einer der in § 3 

Absatz 3 aufgeführten Funktionen. 

 

 

§ 20 Transparenzpflichten im Hinblick auf bestimmte Vereinigungen 

 

(1)  Juristische Personen des Privatrechts und eingetragene Personengesellschaften haben die in § 

19 Absatz 1 aufgeführten Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten dieser Vereinigungen 

einzuholen, aufzubewahren, auf aktuellem Stand zu halten und der registerführenden Stelle 

unverzüglich zur Eintragung in das Transparenzregister mitzuteilen. Die Mitteilung hat 

elektronisch in einer Form zu erfolgen, die ihre elektronische Zugänglichmachung ermöglicht. 

Bei den Angaben zu Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses nach § 19 Absatz 1 

Nummer 4 ist anzugeben, woraus nach § 19 Absatz 3 die Stellung als wirtschaftlich 

Berechtigter folgt, sofern nicht Absatz 2 Satz 2 einschlägig ist. 

 

(2)  Die Pflicht zur Mitteilung an das Transparenzregister nach Absatz 1 Satz 1 gilt als erfüllt, wenn 

sich die in § 19 Absatz 1 aufgeführten Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten bereits aus den 

in § 22 Absatz 1 aufgeführten Dokumenten und Eintragungen ergeben, die elektronisch 

abrufbar sind aus: 

 

1. dem Handelsregister (§ 8 des Handelsgesetzbuchs), 

2. dem Partnerschaftsregister (§ 5 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes), 

3. dem Genossenschaftsregister (§ 10 des Genossenschaftsgesetzes), 

4. dem Vereinsregister (§ 55 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder 

5. dem Unternehmensregister (§ 8b Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs). 

 

Bei Gesellschaften, die an einem organisierten Markt nach § 2 Absatz 5 des 

Wertpapierhandelsgesetzes notiert sind oder dem Gemeinschaftsrecht entsprechenden 

Transparenzanforderungen im Hinblick auf Stimmrechtsanteile oder gleichwertigen 

internationalen Standards unterliegen, gilt die Pflicht zur Mitteilung an das 

Transparenzregister stets als erfüllt. Eine gesonderte Angabe im Hinblick auf Art und Umfang 
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des wirtschaftlichen Interesses nach § 19 Absatz 1 Nummer 4 ist nicht erforderlich, wenn sich 

aus den in § 22 Absatz 1 aufgeführten Dokumenten und Eintragungen ergibt, woraus nach § 19 

Absatz 3 die Stellung als wirtschaftlich Berechtigter folgt. Ist eine Mitteilung nach Absatz 1 Satz 

1 an das Transparenzregister erfolgt und ändert sich danach der wirtschaftlich Berechtigte, so 

dass sich die Angaben zu ihm nun aus den in Satz 1 aufgeführten Registern ergeben, ist dies 

der registerführenden Stelle nach Absatz 1 Satz 1 unverzüglich zur Berücksichtigung im 

Transparenzregister mitzuteilen. 

 

(3)  Anteilseigner, die wirtschaftlich Berechtigte sind oder von dem wirtschaftlich Berechtigten 

unmittelbar kontrolliert werden, haben den Vereinigungen nach Absatz 1 die zur Erfüllung der 

in Absatz 1 statuierten Pflichten notwendigen Angaben und jede Änderung dieser Angaben 

unverzüglich mitzuteilen. Kontrolliert ein Mitglied eines Vereins oder einer Genossenschaft 

mehr als 25 Prozent der Stimmrechte, so trifft die Pflicht nach Satz 1 diese Mitglieder. Bei 

Stiftungen trifft die Pflicht die Personen nach § 3 Absatz 3. Dasselbe gilt für Angabepflichtige 

im Sinne der Sätze 2 und 3, die unter der unmittelbaren Kontrolle eines wirtschaftlich 

Berechtigten stehen. Stehen Angabepflichtige im Sinne der Sätze 1 bis 3 unter der mittelbaren 

Kontrolle eines wirtschaftlich Berechtigten, so trifft die Pflicht nach Satz 1 den wirtschaftlich 

Berechtigten. 

 

(4)  Die Angabepflicht nach Absatz 3 entfällt, wenn die Meldepflicht nach Absatz 1 gemäß Absatz 2 

als erfüllt gilt oder wenn die Anteilseigner, Mitglieder und wirtschaftlich Berechtigten die 

erforderlichen Angaben bereits in anderer Form mitgeteilt haben. 

 

(5)  Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen und die Aufsichtsbehörden können im 

Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse die nach Absatz 1 aufbewahrten Angaben einsehen 

oder sich vorlegen lassen. 

 

 

§ 21 Transparenzpflichten im Hinblick auf bestimmte Rechtsgestaltungen 

 

(1)  Verwalter von Trusts (Trustees) mit Wohnsitz oder Sitz in Deutschland haben die in § 19 Absatz 

1 aufgeführten Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten des Trusts, den sie verwalten, und 

die Staatsangehörigkeit der wirtschaftlich Berechtigten einzuholen, aufzubewahren, auf 

aktuellem Stand zu halten und der registerführenden Stelle unverzüglich zur Eintragung in das 

Transparenzregister mitzuteilen. Die Mitteilung hat elektronisch in einer Form zu erfolgen, die 

ihre elektronische Zugänglichmachung ermöglicht. Der Trust ist in der Mitteilung eindeutig zu 

bezeichnen. Bei den Angaben zu Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses nach § 19 

Absatz 1 Nummer 4 ist anzugeben, woraus nach § 19 Absatz 3 Nummer 2 die Stellung als 

wirtschaftlich Berechtigter folgt. 

 



6 

 

 

 

(2)  Die Pflichten des Absatzes 1 gelten entsprechend auch für Treuhänder mit Wohnsitz oder Sitz 

in Deutschland folgender Rechtsgestaltungen: 

 

1. nichtrechtsfähige Stiftungen, wenn der Stiftungszweck aus Sicht des Stifters eigennützig 

ist, und 

2. Rechtsgestaltungen, die solchen Stiftungen in ihrer Struktur und Funktion entsprechen. 

 

(3)  Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen und die Aufsichtsbehörden können im 

Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse die von Trustees nach Absatz 1 und von Treuhändern 

nach Absatz 2 aufbewahrten Angaben einsehen oder sich vorlegen lassen. 

 

 

§ 22 Zugängliche Dokumente und Datenübermittlung  

an das Transparenzregister, Verordnungsermächtigung 

 

(1)  Über die Internetseite des Transparenzregisters sind nach Maßgabe des § 23 zugänglich: 

 

1. Eintragungen im Transparenzregister zu Meldungen nach § 20 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 

Satz 4 und nach § 21, 

2. Bekanntmachungen des Bestehens einer Beteiligung nach § 20 Absatz 6 des 

Aktiengesetzes, 

3. Stimmrechtsmitteilungen nach den §§ 26, 26a des Wertpapierhandelsgesetzes, 

4. Listen der Gesellschafter von Gesellschaften mit beschränkter Haftung und 

Unternehmergesellschaften nach § 8 Absatz 1 Nummer 3, § 40 des Gesetzes betreffend 

die Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie Gesellschafterverträge gemäß § 8 

Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1a Satz 2 des Gesetzes betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung, sofern diese als Gesellschafterliste gelten, nach 

§ 2 Absatz 1a Satz 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 

5. Eintragungen im Handelsregister, 

6. Eintragungen im Partnerschaftsregister, 

7. Eintragungen im Genossenschaftsregister, 

8. Eintragungen im Vereinsregister. 

 

Zugänglich in dem nach den besonderen registerrechtlichen Vorschriften für die Einsicht 

geregelten Umfang sind nur solche Dokumente und Eintragungen nach Satz 1 Nummer 2 bis 8, 

die aus den in § 20 Absatz 2 Satz 1 genannten öffentlichen Registern elektronisch abrufbar 

sind. 

 

(2)  Um die Eröffnung des Zugangs zu den Originaldaten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 8 über 

die Internetseite des Transparenzregisters zu ermöglichen, sind dem Transparenzregister die 

dafür erforderlichen Daten (Indexdaten) zu übermitteln. Der Betreiber des 
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Unternehmensregisters übermittelt die Indexdaten zu den Originaldaten nach Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 und 3 dem Transparenzregister. Die Landesjustizverwaltungen übermitteln die 

Indexdaten zu den Originaldaten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 8 dem 

Transparenzregister. Die Indexdaten dienen nur der Zugangsvermittlung und dürfen nicht 

zugänglich gemacht werden. 

 

(3)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz für die Datenübermittlung nach 

Absatz 2 Satz 3 durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

technische Einzelheiten der Datenübermittlung zwischen den Behörden der Länder und dem 

Transparenzregister einschließlich der Vorgaben für die zu verwendenden Datenformate und 

zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu regeln. Abweichungen von den 

Verfahrensregelungen durch Landesrecht sind ausgeschlossen. 

 

(4)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung, die nicht 

der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Registrierungsverfahren für die 

Mitteilungsverpflichteten nach den §§ 20 und 21 sowie technische Einzelheiten der 

Datenübermittlung nach Absatz 2 Satz 2 sowie nach den §§ 20 und 21 einschließlich der 

Vorgaben für die zu verwendenden Datenformate und Formulare sowie zur Sicherstellung von 

Datenschutz und Datensicherheit zu regeln. 

 

 

§ 23 Einsichtnahme in das Transparenzregister, Verordnungsermächtigung 

 

(1)  Bei Vereinigungen nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und Rechtsgestaltungen nach § 21 ist die 

Einsichtnahme gestattet 

 

1. den folgenden Behörden, soweit sie zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich 

ist: 

 

a) den Aufsichtsbehörden, 

b) der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen, 

c) den gemäß § 13 des Außenwirtschaftsgesetzes zuständigen Behörden, 

d) den Strafverfolgungsbehörden, 

e) dem Bundeszentralamt für Steuern sowie den örtlichen Finanzbehörden nach § 6 

Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordnung und 

f) den für Aufklärung, Verhütung und Beseitigung von Gefahren zuständigen 

Behörden, 
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2.  den Verpflichteten, sofern sie der registerführenden Stelle darlegen, dass die 

Einsichtnahme zur Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten in einem der in § 10 Absatz 3 

genannten Fälle erfolgt, und 

 

3. jedem, der der registerführenden Stelle darlegt, dass er ein berechtigtes Interesse an der 

Einsichtnahme hat. 

 

Im Fall des Satzes 1 Nummer 3 sind neben den Angaben nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 und 4 

nur Monat und Jahr der Geburt des wirtschaftlich Berechtigten und sein Wohnsitzland der 

Einsicht zugänglich, sofern sich nicht alle Angaben nach § 19 Absatz 1 bereits aus anderen 

öffentlichen Registern ergeben. 

 

(2)  Auf Antrag des wirtschaftlich Berechtigten beschränkt die registerführende Stelle die 

Einsichtnahme in das Transparenzregister vollständig oder teilweise, wenn ihr der 

wirtschaftlich Berechtigte darlegt, dass der Einsichtnahme unter Berücksichtigung aller 

Umstände des Einzelfalls überwiegende schutzwürdige Interessen des wirtschaftlich 

Berechtigten entgegenstehen. Schutzwürdige Interessen liegen vor, wenn 

 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Einsichtnahme den wirtschaftlich 

Berechtigten der Gefahr aussetzen würde, Opfer einer der folgenden Straftaten zu 

werden: 

 

a) eines Betrugs (§ 263 des Strafgesetzbuchs), 

b) eines erpresserischen Menschenraubs (§ 239a des Strafgesetzbuchs), 

c) einer Geiselnahme (§ 239b des Strafgesetzbuchs), 

d) einer Erpressung oder räuberischen Erpressung (§§ 253, 255 des Strafgesetzbuchs), 

e) einer strafbaren Handlung gegen Leib oder Leben (§§ 211, 212, 223, 224, 226, 227 

des Strafgesetzbuchs), 

f) einer Nötigung (§ 240 des Strafgesetzbuchs), 

g) einer Bedrohung (§ 241 des Strafgesetzbuchs) oder 

 

2. der wirtschaftlich Berechtigte minderjährig oder geschäftsunfähig ist. 

 

Schutzwürdige Interessen des wirtschaftlich Berechtigten liegen nicht vor, wenn sich die Daten 

bereits aus anderen öffentlichen Registern ergeben. Die Beschränkung der Einsichtnahme nach 

Satz 1 ist nicht möglich gegenüber den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgeführten Behörden 

und gegenüber Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 sowie gegenüber 

Notaren. 

 

(3)  Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Online-Registrierung des Nutzers möglich und kann 

zum Zweck der Kontrolle, wer Einsicht genommen hat, protokolliert werden. 
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(4)  Das Transparenzregister erlaubt die Suche nach Vereinigungen nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 

Rechtsgestaltungen nach § 21 über alle eingestellten Daten sowie über sämtliche Indexdaten. 

 

(5)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 

Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Einzelheiten der Einsichtnahme, insbesondere der 

Online-Registrierung und der Protokollierung wie die zu protokollierenden Daten und die 

Löschungsfrist für die protokollierten Daten nach Absatz 3, der Darlegungsanforderungen für 

die Einsichtnahme nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 und der Darlegungsanforderungen 

für die Beschränkung der Einsichtnahme nach Absatz 2 zu bestimmen. 

 

 

§ 24 Gebühren und Auslagen, Verordnungsermächtigung 

 

(1)  Für die Führung des Transparenzregisters erhebt die registerführende Stelle von 

Vereinigungen nach § 20 und von Rechtsgestaltungen nach § 21 Gebühren. 

 

(2)  Für die Einsichtnahme in die dem Transparenzregister nach § 20 Absatz 1 und § 21 mitgeteilten 

Daten erhebt die registerführende Stelle zur Deckung des Verwaltungsaufwands Gebühren 

und Auslagen. Dasselbe gilt für die Erstellung von Ausdrucken, Bestätigungen und 

Beglaubigungen nach § 18 Absatz 4. § 7 Nummer 2 und 3 des Bundesgebührengesetzes ist 

nicht anwendbar. Für Behörden gilt § 8 des Bundesgebührengesetzes. 

 

(3)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 

Zustimmung des Bundesrates bedarf, Einzelheiten zu Folgendem näher zu regeln: 

 

1. die gebührenpflichtigen Tatbestände, 

2. die Gebührenschuldner, 

3. die Gebührensätze nach festen Sätzen oder als Rahmengebühren und 

4. die Auslagenerstattung. 

 

 

§ 25 Übertragung der Führung des Transparenzregisters,  

Verordnungsermächtigung 

 

(1)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 

Zustimmung des Bundesrates bedarf, eine juristische Person des Privatrechts mit den 

Aufgaben der registerführenden Stelle und mit den hierfür erforderlichen Befugnissen zu 

beleihen. 
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(2)  Eine juristische Person des Privatrechts darf nur beliehen werden, wenn sie die Gewähr für die 

ordnungsgemäße Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben, insbesondere für den langfristigen 

und sicheren Betrieb des Transparenzregisters, bietet. Sie bietet die notwendige Gewähr, 

wenn 

 

1. die natürlichen Personen, die nach Gesetz, dem Gesellschaftsvertrag oder der Satzung die 

Geschäftsführung und Vertretung ausüben, zuverlässig und fachlich geeignet sind, 

2. sie grundlegende Erfahrungen mit der Zugänglichmachung von registerrechtlichen 

Informationen, insbesondere von Handelsregisterdaten, Gesellschaftsbekanntmachungen 

und kapitalmarktrechtlichen Informationen, hat, 

3. sie die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Organisation sowie technische und 

finanzielle Ausstattung hat und 

4. sie sicherstellt, dass sie die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten einhält. 

 

(3)  Die Dauer der Beleihung ist zu befristen. Sie soll fünf Jahre nicht unterschreiten. Die 

Möglichkeit, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die Beleihung vor Ablauf der Frist zu 

beenden, ist vorzusehen. Haben die Voraussetzungen für die Beleihung nicht vorgelegen oder 

sind sie nachträglich entfallen, soll die Beleihung jederzeit beendet werden können. Es ist 

sicherzustellen, dass mit Beendigung der Beleihung dem Bundesministerium der Finanzen oder 

einer von ihm bestimmten Stelle alle für den ordnungsgemäßen Weiterbetrieb des 

Transparenzregisters erforderlichen Softwareprogramme und Daten unverzüglich zur 

Verfügung gestellt werden und die Rechte an diesen Softwareprogrammen und an der für das 

Transparenzregister genutzten Internetadresse übertragen werden. 

 

(4)  Der Beliehene ist berechtigt, das kleine Bundessiegel zu führen. Es wird vom 

Bundesministerium der Finanzen zur Verfügung gestellt. Das kleine Bundessiegel darf 

ausschließlich zur Beglaubigung von Ausdrucken aus dem Transparenzregister und zu 

Bestätigungen nach § 18 Absatz 4 genutzt werden. 

 

(5)  Der Beliehene ist befugt, die Gebühren nach § 24 zu erheben. Das Gebührenaufkommen steht 

ihm zu. In der Rechtsverordnung kann das Bundesministerium der Finanzen die Vollstreckung 

der Gebührenbescheide dem Beliehenen übertragen. 

 

(6)  Der Beliehene untersteht der Rechts- und Fachaufsicht durch das Bundesverwaltungsamt. Das 

Bundesverwaltungsamt kann sich zur Wahrnehmung seiner Aufsichtstätigkeit jederzeit über 

die Angelegenheiten des Beliehenen unterrichten, insbesondere durch Einholung von 

Auskünften und Berichten sowie durch das Verlangen nach Vorlage von Aufzeichnungen aller 

Art, rechtswidrige Maßnahmen beanstanden sowie entsprechende Abhilfe verlangen. Der 

Beliehene ist verpflichtet, den Weisungen des Bundesverwaltungsamts nachzukommen. Dieses 

kann, wenn der Beliehene den Weisungen nicht oder nicht fristgerecht nachkommt, die 

erforderlichen Maßnahmen an Stelle und auf Kosten des Beliehenen selbst durchführen oder 
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durch einen anderen durchführen lassen. Die Bediensteten und sonstigen Beauftragten des 

Bundesverwaltungsamts sind befugt, zu den Betriebs- und Geschäftszeiten Betriebsstätten, 

Geschäfts- und Betriebsräume des Beliehenen zu betreten, zu besichtigen und zu prüfen, 

soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Gegenstände oder geschäftliche 

Unterlagen können im erforderlichen Umfang eingesehen und in Verwahrung genommen 

werden. 

 

(7)  Für den Fall, dass keine juristische Person des Privatrechts beliehen wird, oder für den Fall, 

dass die Beleihung beendet wird, kann das Bundesministerium der Finanzen die Führung des 

Transparenzregisters auf eine Bundesoberbehörde in seinem Geschäftsbereich oder im 

Einvernehmen mit dem zuständigen Bundesministerium auf eine Bundesoberbehörde in 

dessen Geschäftsbereich übertragen. 

 

 

§ 26 Europäisches System der Registervernetzung, Verordnungsermächtigung 

 

(1)  Die in § 22 Absatz 1 Satz 1 aufgeführten Daten sind, soweit sie juristische Personen des 

Privatrechts, eingetragene Personengesellschaften oder Rechtsgestaltungen nach § 21 

betreffen, auch über das Europäische Justizportal zugänglich; § 23 Absatz 1 bis 3 gilt 

entsprechend. Zur Zugänglichmachung über das Europäische Justizportal übermittelt die 

registerführende Stelle die dem Transparenzregister nach § 20 Absatz 1 und § 21 mitgeteilten 

Daten sowie die Indexdaten nach § 22 Absatz 2 an die zentrale Europäische Plattform nach 

Artikel 4a Absatz 1 der Richtlinie 2009/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. September 2009 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den 

Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 48 Absatz 2 des Vertrags im Interesse 

der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu 

gestalten (ABl. L 258 vom 1.10.2009, S. 11), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/24/EU (ABl. L 

158 vom 10.6.2013, S. 365) geändert worden ist, soweit die Übermittlung für die Eröffnung 

eines Zugangs zu den Originaldaten über den Suchdienst auf der Internetseite des 

Europäischen Justizportals erforderlich ist. 

 

(2)  Das Bundesministerium der Finanzen wird im Benehmen mit dem Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung 

des Bundesrates bedarf, die erforderlichen Bestimmungen über die Einzelheiten des 

elektronischen Datenverkehrs und seiner Abwicklung nach Absatz 1 einschließlich Vorgaben 

über Datenformate und Zahlungsmodalitäten zu treffen, soweit keine Regelungen in den von 

der Europäischen Kommission gemäß Artikel 4c der Richtlinie 2009/101/EG erlassenen 

Durchführungsrechtsakten enthalten sind. 


